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Drucksache VI/3277 


Der Bundesminister Bonn, den 15. März 1972 

für Städtebau und Wohnungswesen 

L3-0201 13-3/1 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Verbesserung der Umweltbedingungen für Behinderte 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Ahrens, Glombig, 
Frau Meermann, Schmidt (Kempten), Spitzmüller und 
der Fraktionen der SPD, FDP 
- Drucksache VI/3206 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 

Die Bundesregierung ist sich der besonderen Verpflichtung be- 
wußt, die Umweltbedingungen, insbesondere die Bedingungen 
unserer baulichen Umwelt so zu gestalten, daß sich unseren be- 
hinderten Mitbürgern möglichst wenig architektonische Barrie- 
ren in den Weg stellen. Das gilt für den Wohnungs- und Städte- 
bau, die Verkehrslagen sowie für den gesamten Bereich der 
öffentlichen Bauten. Ein humaner Städtebau verlangt, daß alle 
Bürger das urbane Angebot einer Stadt in Anspruch nehmen 
können. Dafür zu sorgen, daß Menschen, die auf Grund ihrer 
körperlichen Behinderung oft im Schatten stehen müssen, nicht 
auch in ihrer Wohnung, in ihrer Stadt ständig an ihr schmerz- 
liches Schicksal erinnert werden, muß fester Bestandteil einer 
verantwortungsvollen und fortschrittlichen Architektur und 
städtebaulichen Konzeption sein. Zu diesem Grundsatz hat sich 
die Bundesregierung in ihrem Aktionsprogramm zur Förderung 
der Rehabilitation (vgl. Anlage zu Drucksache VI/896), vor 
allem in den Teilziffern 9 und 11, ausdrücklich bekannt. An der 
Gestaltung der baulichen Umwelt läßt sich die Einstellung der 
Gesellschaft zu ihrem einzelnen Mitgliedern, auch zu den behin- 
derten Mitgliedern, ablesen. Diese Erkenntnis bedeutet eine 
Verpflichtung nicht nur für Bund, Länder und Gemeinden; sie 
verlangt gleichzeitig Initiativen und Ideen der Architekten, der 
Verkehrs- und Stadtplaner. 
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Diese Erkenntnis zu realisieren, erfordert neben Bereitschaft 
und Initiative aber auch Beharrlichkeit. Architektonische und 
städtebauliche Strukturen von gestern den Bedürfnissen der Be- 
hinderten anzupassen, ist nicht von heute auf morgen möglich. 
Die Bundesregierung fühlt sich jedoch verpflichtet, die zukünf- 
tige Entwicklung der baulichen Umwelt dahin zu beeinflussen, 
daß Barrieren so weit wie möglich abgebaut oder vermieden 
werden. Sie hat deshalb einen interministeriellen Ausschuß zur 
Verbesserung der Umweltbedingungen der Behinderten ge- 
bildet. Der Ausschuß hat seine Tätigkeit mit der Feststellung 
der Bedarfsschwerpunkte für den Abbau technischer Barrieren 
im vergangenen Jahr begonnen. Die Arbeiten laufen parallel mit 
der Schaffung der Plannorm DIN 18 024 „Bauliche Maßnahmen 
für Behinderte und alte Menschen im öffentlichen Bereich". Es 
darf allerdings nicht übersehen werden, daß der Zuständigkeit 
des Bundes enge Grenzen gezogen sind. Länder und Gemein- 
den, Architekten, Verkehrs- und Stadtplaner sind deshalb auf- 
gerufen, an der Lösung dieser gesellschaftspolitisch bedeut- 
samen Aufgabe mitzuwirken. 


Die Einzelfragen beantworte ich wie folgt: 


1. Wie und in welchem Umfang fördert die Bundesregierung den 
Bau von Wohnungen und Wohnheimen für Körperbehinderte, 
und welche Anforderungen werden an Größe, Grundriß, Aus- 
stattung und städtebauliche Zuordnung solcher Wohnungen ge- 
stellt? 

Der Wohnungsbau für Behinderte wird grundsätzlich im Rah- 
men des sozialen Wohnungsbaues gefördert. Die für die Grund- 
förderung (§18 Zweites Wohnungsbaugesetz) bereitstehenden 
Bundesmittel werden den Ländern global zur Verfügung ge- 
stellt. 

Der Wohnungsbau gerade für Behinderte erfordert jedoch be- 
sondere bauliche Maßnahmen und damit einen höheren Kosten- 
aufwand. Damit die höheren Kosten nicht zu einer Erhöhung der 
Miete führen, beteiligt sich die Bundesregierung an der Finan- 
zierung dieser baulich bedingten Mehrkosten zusätzlich mit 
einem Darlehen bis zu 4000 DM je Wohnung (Epl. 25 Kap. 25 03 
Tit. 852 36 - „Sonstige Förderung von Maßnahmen zugunsten 
des sozialen Wohnungsbaus"). Voraussetzung ist, daß das Bau- 
vorhaben im öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau er- 
richtet und das Bundesdarlehen nicht auf die nach den jewei- 
ligen Landesbestimmungen zu gewährenden öffentlichen Mittel 
angerechnet wird. 

Dieser zusätzliche Förderungssatz kann überschritten werden, 
sofern die Art der Behinderung im Einzelfall einen besonders 
hohen Bauaufwand und dadurch ungewöhnlich hohe Mehrko- 
sten bedingt. 
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Nach meinem Appell vom 19. März 1969 an die für das Bau-, 
Wohnungs- und Siedlungswesen zuständigen Minister (Sena- 
toren) der Länder, den Problemen der Behinderten im Woh- 
nungsbau weitgehend - möglichst schon bei der Planung größe- 
rer Bauvorhaben - Beachtung zu schenken, haben die Anträge 
auf zusätzliche Förderung aus Bundesmitteln stetig zugenom- 


men: 

Jahr 

Familien- 

Heime 

Miet- 

wohnungen 

Wohnheim- 

plätze 

Bundes- 
darlehen 
-in Mio DM- 

1968 

7 

9 

214 

0,46 

1969 

122 

123 

120 

1,3 

1970 

343 

128 

288 

2,8 

1971 

330 

81 

1092 

3,4 

1969 





bis 





1971 

795 

332 

1500 

6,5 


Mit einer weiteren Steigerung der Inanspruchnahme ist zu rech- 
nen. 

Darüber hinaus stellt der Bund seit 1971 im Rahmen des Lang- 
fristigen Wohnungsbauprogramms zur Intensivförderung des 
sozialen Wohnungsbaues neben den Mitteln der Grundförde- 
rung jährlich zusätzlich 250 Millionen DM zur Verfügung, die 
unter anderem auch für den Wohnungsbau zugunsten Behin- 
derter eingesetzt werden. 

Den Bewilligungen der Bundesmittel wird die Planungsnorm 
DIN 18 025 „Wohnungen für Schwerbehinderte", Blatt 1 „Woh- 
nungen für Rollstuhlbenutzer" zugrunde gelegt. Diese Norm 
legt Mindestforderungen für die Bemessung, die besondere Aus- 
stattung und den Zugang zu den Wohnungen in allen Einzelhei- 
ten fest. Die Norm geht davon aus, daß für den Behinderten je- 
der Raum der Wohnung und jedes Einrichtungs- und Ausstat- 
tungsteil erreichbar sein muß. Dadurch wird der Behinderte in 
die Lage versetzt, von fremder Hilfe weitgehend unabhängig 
zu sein und im Mehrpersonen-Haushalt aktiv am gemeinschaft- 
lichen Leben und Arbeiten in der Wohnung teilzunehmen. Das 
trägt zur Rehabilitation wesentlich bei. 

Um den Behinderten aber auch am städtischen Leben außerhalb 
seiner Wohnung teilnehmen zu lassen, gelten für die städtebau- 
liche Zuordnung der Wohnungen die gleichen Grundsätze, die 
für die Förderung von Altenwohnungen, Altenwohnheimen und. 
Altenheimen Anwendung finden. Wohnstätten für Behinderte 
sollen dementsprechend innerhalb der normalen Bebauung und 
möglichst lärmgeschützt angeordnet sein. Nahe gelegene Ein- 
kaufsgelegenheiten für den täglichen Bedarf sowie leicht und 
sicher zu erreichende Haltestellen der Nahverkehrsmittel sind 
erwünscht. 

In Kürze wird - zunächst als Entwurf - ein weiteres Normblatt 
der Reihe DIN 18 025 veröffentlicht. Es handelt sich um DIN 
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18 025, Blatt 2 „Wohnungen für Blinde und wesentlich Sehbehin- 
derte". Der Mittelbewilligung für Wohnungen für Haushalte, 
denen ein Blinder angehört, und für Wohnungen in Blindenzen- 
tren soll dieses Normblatt künftig zugrunde gelegt werden. 
Weitere Blätter dieser Reihe befinden sich in Vorbereitung. 


2. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, darauf hinzu- 
wirken, daß öffentliche Gebäude so errichtet und ausgestattet 
werden, daß sie auch Körperbehinderten ohne besondere Schwie- 
rigkeiten zugänglich sind, und in welcher Weise trägt die 
Bundesregierung diesem Erfordernis bei bundeseigenen Vor- 
haben Rechnung? 

Die Bundesregierung hat keine Möglichkeit, auf die Gestaltung 
öffentlicher Bauten der Länder und Gemeinden - gesetzlich 
oder administrativ - unmittelbar Einfluß zu nehmen. Ich habe 
jedoch wiederholt an die zuständigen Länderminister appelliert, 
zuletzt am 4. Februar 1972, die Bedürfnisse der Behinderten 
nicht nur im Wohnungsbau, sondern auch bei allen anderen Bau- 
maßnahmen verstärkt zu berücksichtigen und dadurch Abbau 
und Vermeidung architektonischer Barrieren auf Straßen und 
Plätzen sowie in Gebäuden der öffentlichen Verwaltung zur 
Humanisierung unserer baulichen Umwelt beizutragen. 

Darüber hat auf meine Anregung hin der Fachnormenausschuß 
Bauwesen mit der Bearbeitung einer neuen Normblattreihe DIN 
18 024 „Bauliche Maßnahmen für Behinderte und alte Menschen 
im öffentlichen Bereich" begonnen. Bei der Bearbeitung wurde 
das reichhaltige aber sehr verstreute Material zu diesem Thema 
systematisch aufbereitet und in praktikabler Form zusammen- 
gestellt. Blatt 1 „Straßen und Plätze" und Blatt 2 „öffentlich zu- 
gängliche Verwaltungsgebäude" dieser Reihe werden in Kürze 
als Entwurf erscheinen. Damit wird den Planern im öffentlichen 
Hoch- und Tiefbau erstmals ein Kompendium der Mindestan- 
forderungen an die Hand gegeben, die im Interesse unserer Be- 
hinderten und alten Mitbürger zu berücksichtigen sind. 

Mit seinem Rundschreiben vom 2. Juli 1969 hat der ehemalige 
Bundesschatzminister allen für die Planung und Durchführung 
von Baumaßnahmen verantwortlichen Dienststellen des Bun- 
des, der Länder und der Gemeinden die Empfehlungen des 
Europarates zur „Planung und Ausstattung öffentlicher Gebäude 
unter dem Gesichtspunkt der Zugänglichkeit für Behinderte" be- 
kanntgegeben. Die Dienststellen wurden gebeten, diese Empfeh- 
lungen bei der Durchführung von Baumaßnahmen des Bundes 
weitgehend zu berücksichtigen. Nach Übergang des Geschäfts- 
bereiches des ehemaligen Bundesschatzministers auf den Bun- 
desminister für Finanzen bzw. für Wirtschaft und Finanzen ist 
das Rundschreiben vom 2. Juli 1969 wiederholt in Erinnerung 
gebracht worden. Wegen der Einzelheiten dieses Rundschrei- 
bens darf auf die Drucksache VI/896, Seite 11, verwiesen wer- 
den. 
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derten wurde Anfang 1971 eine erste Erhebung über den Um- 
fang der gemäß des Rundschreibens angeordneten oder durdige- 
führten baulichen Maßnahmen für körperlich Behinderte ange- 
stellt. Danach betrug der zusätzliche Kostenaufwand bei rund 
150 Baumaßnahmen des Bundes, der Länder und Dritter rund 10 
Millionen DM. ^ei Betrachtung dieses Ergebnisses ist allerdings 
zu berücksichtigen, daß derartige Hinweise naturgemäß erst 
nach und nach in die bauplanerischen Überlegungen einfließen 
und wirksam werden können. 


3. Wie kann erreicht werden, daß den Körperbehinderten die 
Benutzung von Verkehrsanlagen und Verkehrsmitteln erleich- 
tert wird? 

Beim Neubau oder Umbau von Bahnhöfen wird auf die Belange 
der Behinderten so weit wie möglich Rücksicht genommen. Ins- 
besondere werden, wo es sich technisch verwirklichen läßt, ne- 
ben den Treppen stufenlose Unterführungen gebaut, die gerade 
den Rollstuhlbenutzern den Bahnsteigzugang erleichtern. Die 
stufenlosen Unterführungen gewinnen zunehmend Bedeutung 
auch für die - unentgeltliche - Benutzung der „Kofferkulis". Da- 
durch wird die Beförderung des Reisegepäcks auf den Bahnhöfen 
vor allem für Behinderte und ältere Menschen erleichtert. 

In den Nahverkehrs- und Eilzügen werden besondere Plätze 
für Behinderte Vorbehalten. Das gleiche gilt für Linienbusse und 
Straßenbahnen. Schließlich sind die Bediensteten der Deutschen 
Bundesbahn angewiesen, Schwerbehinderte bevorzugt zu be- 
dienen. Weitere Erleichterungen und Hilfen im Reiseverkehr für 
Behinderte hat die Bundesregierung ebenfalls in der Drucksache 
VI/896 (Seite 12) dargelegt. 


4. Sind nach Auffassung der Bundesregierung gesetzliche Rege- 
lungen erforderlich, um die vorgenannten Ziele zu erreichen? 

Die Bundesregierung hält - im Rahmen ihrer Zuständigkeit - 
gesetzliche Regelungen nicht für notwendig. Dagegen bemüht 
sich die Bundesregierung, alle administrativen Möglichkeiten 
voll auszuschöpfen. Im übrigen gilt auch hier, daß die für die 
Beseitigung oder Vermeidung technischer Barrieren erforder- 
lichen baulichen Maßnahmen naturgemäß erst schrittweise in 
die Planungspraxis Eingang finden. Einer gezielten Information 
der Fachwelt, wie z. B. durch die Planungsnormen DIN 18 024 
und DIN 18 025, kommt deshalb eine besondere Bedeutung zu. 


5. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß durch entspre- 
chende Forschungsvorhaben und Modellversuche die Beseitigung 
und Vermeidung technischer und baulicher Hindernisse wirksam 
unterstützt werden kann? 


Die Bundesregierung teilt diese Auffassung. Sie hat deshalb 
im Rahmen des Versuchs-, Vergleichs- und Demonstrativpro- 
gramms bereits Maßnahmen dieser Art durchgeführt. So wurden 
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z. B. in Bremen Wohnbauten für ältere Menschen und Quer- 
schnittgelähmte mit über 9 Millionen DM aus Bundesmitteln 
zusätzlich gefördert. Die Ergebnisse dieser Maßnahmen sind 
bei der Erarbeitung der Planungsnormen DIN 18 024 „Bauliche 
Maßnahmen für Behinderte und alte Menschen im öffentlichen 
Bereich" und DIN 18 025 „Wohnungen für Schwerbehinderte" 
berücksichtigt worden. 


6, Was kann getan werden, um die Teilnahme von Behinderten 
am gesellschaftlichen Leben auch durch bessere Informationen 
über den Zugang zu öffentlichen Einrichtungen, über die Benut- 
zung von Verkehrsmitteln usw. zu erleichtern? 

Die Bundesregierung mißt einer solchen Informationstätigkeit 
eine ganz besondere Bedeutung bei. Nachahmenswerte Beispiele 
solcher Informationsschriften („Stadtführer für Behinderte“) fin- 
den sich bereits. So ist zum Beispiel für den Raum Kiel ein sol- 
cher Stadtführer erschienen, der u. a. an alle behinderten Be- 
sucher der olympischen Segel Wettbewerbe 1972 in Kiel verteilt 
wird. 

Im Rahmen der Auswertung des 1971 vom Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung durchgeführten „Ideenwettbewerbs 
des guten Willens zur Verbesserung der Hilfen für die Behin- 
derten" werden z. Z. Vorschläge für eine verbesserte Informa- 
tion der Behinderten erarbeitet. „Stadtführer" und „Wegweiser" 
die von den Verkehrsämtern ausgegeben werden, erweisen sich 
auch insofern als besonders zweckmäßig, als sie - über die 
eigentliche Information der Behinderten hinaus — bei den ange- 
sprochenen Stellen, z. B. dem Gaststätten- und Beherbergungs- 
gewerbe, das Interesse am Abbau technischer Barrieren wecken 
können. 


Lauritzen 


6 



